
Von Raimund Kirch

MITROVICA — Würden EU-Beitritts-
kandidaten nach dem Verhältnis von
Tankstellen zur Bevölkerungszahl aus-
gewählt, hätte das Kosovo schon
längst den Zuschlag bekommen. Wer
die etwa 70Kilometer von dermazedo-
nischen Grenze nach Pristina fährt,
zählt gut 50 Tankstellen. Dafür gibt es
zwei Erklärungen. Böse Zungen mei-
nen, mit Hilfe dieser Geschäfts-Immo-
bilien würden schmutzige Gelder
gewaschen. Wohlmeinende sagen hin-
gegen, da hätten nur viel zu viele Pri-
vatleute die gleiche Idee gehabt, um
ihr Geld anzulegen. Deshalb seien in
kurzer Zeit die Tankstellen wie Pilze
aus dem Boden geschossen.
Wahrscheinlich ist an beiden Erklä-

rungen etwasWahres. Das Kosovo hat
in den vergangenen zehn Jahren einen
enormen Sprung nach vorne gemacht.
1999 hatte Europa einen Krieg erlebt,
weil Belgrad die überwiegend von
Albanern bewohnte ehemalige jugosla-
wische Provinz mit Waffengewalt zu
einem Serbenstaat machen wollte.
Nato-Bomben auf Ministerien, Kraft-
werke und Brücken waren die Folge.
Die jugoslawische Armee musste sich
im Kosovo schließlich geschlagen
geben. Es kam zur Entmachtung des
Staatspräsidenten Slobodan Milose-
vic und zur Demokratisierung Ser-
biens, das jedoch den Anspruch auf
das Kosovo nie aufgab. Dort liegt das
Amselfeld, wo Serben sich einst den
Osmanen heldenhaft entgegengestellt
hatten – ein nationaler Gedenkort,
den preiszugeben als Schmach emp-
funden wird.
Doch die heutigen Serben verloren

auch diese Schlacht. Am 17. Februar
2008 erklärte sich das Kosovo, das
etwa so groß ist wie Niederbayern, für
unabhängig. Deutschland gehörte zu
den 62 Nationen, die schon wenige
Tage später den neuen Staat aner-
kannten.

Abgefackelte
Klöster und Brücken
Aber nicht erst seitdem engagieren

sich Brüssel und Berlin für den West-
balkan. Die krisenanfällige Region
mit den Ländern Kroatien, Mazedo-
nien, Albanien, Serbien, Bosnien,
Montenegro und Kosovo will und soll
eines Tages in ihrer Gesamtheit Mit-
glied der EU sein. Bis dahin ist es ein
langer Weg.
Wie schnell sich ein Beitritts-Kandi-

dat seinem Ziel nähert, hängt von sei-
ner Reformfähigkeit und der Erfül-
lung von Standards ab, die jetzt stren-
ger gefasst werden. Rumänien und
Bulgarien sei im Jahr 2007 die Mit-
gliedschaft „nachgeworfen“ worden,
meinen Kritiker. Und daran ist sicher
etwas Wahres. Tatsächlich klappt es
nicht wie geplant mit der Korrupti-
ons- und Kriminalitätsbekämpfung in
diesen Ländern.

Den neuen Anwärtern will man es
aus diesem Grund nicht mehr so ein-
fach machen. Mit Bangen warten die
Bewerber deshalb auf den Fort-
schrittsbericht der EU-Kommission.
Wie gemunkelt wird, sollen dabei
sowohl demKosovo wie auchMazedo-
nien keine guten Zeugnisse ausge-
stellt werden. Darüber sind vor allem
die jungen Leute enttäuscht. Im
Kosovo begrüßen rund 95 Prozent der
Bevölkerung einen EU-Beitritt. Viele
erhoffen sich dadurch Bewegungsfrei-
heit und eine Lösung des nach wie vor
schwelenden ethnischen Konflikts im
Land.
Symbole dafür sind das von den

Albanern im Jahr 2004 abgefackelte
orthodoxe Kloster von Prizren oder
die Brücke von Mitrovica im Norden
des Kosovo. Der nördliche Stadtteil
dort wird von der serbischen Minder-
heit bewohnt, am Südufer des Flusses
Ibar leben die Albaner. „Hier ist Ser-
bien, dort drüben ist Albanien“, sagt
ein Arbeiter. Er deutet mit dem Kinn
über den Fluss. Für „die dort drüben“
hat er wenig übrig. „Die träumen von
Großalbanien und uns wollen sie ver-
treiben, aber wir werden nicht
gehen.“
Hier, im Norden von Mitrovica

erkennen sie die von der albanischen

Mehrheit gewählte Stadtregierung
nicht an. Sie haben ihren eigenen Bür-
germeister, verweigern die Stromrech-
nung, zahlen in ihren Lädenmit serbi-
schen Dinar, sie gehen in die ortho-
doxe Kirche und vor allem: Sie spre-
chen serbisch. Auf der andern Fluss-
seite ruft dagegen der Muezzin zum
Gebet. Was ein Idyll sein könnte, ist
ein brandgefährliches Gemisch aus
alten Vorurteilen, gewachsenem Hass,
Revanchedenken.
Wendelin Roth hilft seit knapp zehn

Monaten als beratender Polizist im
Auftrag der EU-Rechtsstaatlichkeits-
kommission Eulex in Mitrovica.
Gerademal ein paar Tage nachDienst-
antritt, am 30. Dezember 2008, sah er
sich mit einer aufgebrachten Men-
schenmenge am Brückenaufgang kon-
frontiert, die Selbstjustiz an zwei alba-
nischen Jugendlichen üben wollte,
diese hatten angeblich auf einen serbi-
schen Jugendlichen eingestochen. Die
Menge war mit Prügeln bewaffnet,
einige Männer schossen in die Luft.
Doch die bereitstehenden Kfor-Trup-
pen mussten an diesem Tag nicht ein-
greifen, der Tumult löste sich von
selbst auf.
Der 42-jährige Polizeioffizier aus

dem baden-württembergischen
Achern ist einer jener von der EU ent-

sandten Polizisten, die für Eulex
Dienst im Kosovo tun. Eulex steht für
den Ehrgeiz der EU-Staaten, ein jun-
ges Land auf die Basis von Recht und
Ordnung einzuschwören. Das lässt
sich die Gemeinschaft immerhin 265
Millionen Euro im Jahr kosten. Wobei
Eulex die Reformen im Zollbereich,
der Justiz und der Polizei vorantrei-
ben und im Auge behalten soll.
1600 Beamte, Fachleute und Juris-

ten arbeiten mit 900 kosovarischen
Partnern zusammen, um einem Land,
in dem Korruption, Vetternwirt-
schaft, Waffenhandel, Geldwäsche,
Bestechung und ein zumTeil willfähri-
ges Rechtssystem herrschen, beimAuf-
bau eines Justiz- und Exekutivsys-
tems zu helfen. Noch immer führen
viele Schmuggelwege für afghani-
sches Opium über das Kosovo, werden
Schwarzgelder transferiert und gewa-
schen. Jeden Tag könnten wieder
Übergriffe auf serbische Dörfer begin-
nen.
Darauf ist Generalleutnant Markus

Bentler jedenfalls vorbereitet. Seit
September kommandiert er die
Kosovo-Einsatztruppe, in der Solda-
ten aus 37 Nationen Dienst tun. Die
Kfor ist zur Stelle, wenn Polizei und
Behörden eine Situation nicht mehr
imGriff haben. Als 2004 aufgebrachte

Albaner in der Stadt Prizren ein ser-
bisch-orthodoxes Kloster in Brand
setzten, hatte das Kfor-Kommando
eine unrühmliche Rolle gespielt. Für
Bentler wäre eine solche Situation der
„Worst Case“, das schlimmste anzu-
nehmende Übel. Der gelernte Diplom-
Pädagoge befehligt zur Zeit 12500 Sol-
datinnen und Soldaten. Im Augen-
blick herrscht Ruhe im Land. Deshalb
wird er die Truppenstärke auf dem-
nächst 10000 abbauen können.
Die Regierung sieht das mit einem

lachenden und einem weinenden
Auge. Unter den jungen Männern
herrscht immer noch eine Arbeitlosig-
keit von 50 Prozent. Ausländische
Truppen bringen immerhin Geld und
Beschäftigung ins Land. Die Unzufrie-
denheit der jungen Laute macht sich
unter anderem auf Plakaten von
Eulex Luft. Auf ihnen wirbt die
Rechtsstaatlichkeitskommission um
Unterstützung bei der Arbeit gegen
Schmuggel, Rechtsbeugung undBeste-
chung. Viele dieser Plakate sind von
der oppositionellen Bewegung Vete-
vendosje überschmiert und durchge-
strichen. Man wolle sich nicht verein-
nahmen lassen, ist zu lesen. Trotz der
ungebärdigen Kinder wird das
Kosovo eines Tages zur EU-Familie
gehören. Nur wann, das ist die Frage.

NÜRNBERG — Seit 1. Oktober gelten
schärfere Anforderungen an die ener-
getische Qualität von Wohngebäu-
den. Was bedeutet das für Hausbesit-
zer und Bauherren? Die NZ fragte
Monika Brunner, Projektleiterin der
Gesellschaft für Energieberatung und
-management (GEM) in Gräfenberg.

NZ: Frau Brunner,
was bedeutet die
neue Energieein-
sparverordnung
für den Verbrau-
cher?

Monika Brunner:
Schon 2007 wurde
festgelegt, dass ab
Oktober 2009 die
Wärmeverluste
nochweiter vermin-

dert werden müssen. Zugleich muss
derWärmeschutz noch verbessert wer-
den. Die energetischen Anforderun-
gen liegen etwa um 30 Prozent höher
als bisher. Ein Wohneigentümer muss
also eine bessere Dämmung anbrin-
gen und/oder mit einer effizienteren
Anlagentechnik arbeiten.

NZ: Was ändert sich für Neubauten?
Brunner: Bei Neubauten wird die
Obergrenze für den Jahres-Primär-
energiebedarf um 30 Prozent redu-
ziert. Dem Bauherren bleibt es über-
lassen, wie er diese Anforderungen
erreicht – ob er entsprechend besseres
Baumaterial mit guten Dämmeigen-
schaften verwendet oder in eine effi-
ziente Anlagentechnik investiert,
etwa in eine Lüftungsanlage mit Wär-
merückgewinnung.

NZ: Was ändert sich bei Sanierungen?
Brunner: Auch hier gibt es schärfere
Bestimmungen um durchschnittlich

30 Prozent. Diese Anforderungen gel-
ten für die Komplettsanierung von
Gebäuden. Doch auch wer nur ein-
zelne Bauteile verändert, muss sich an
neue Vorgaben halten.

NZ: Wie wirkt sich die Neuregelung für
Bestandsbauten aus?

Brunner: Auch für Eigentümer von
Wohngebäuden, die saniert werden,
gelten neue Nachrüstverpflichtungen.
Neu ist unter anderem, dass viele
oberste begehbare Geschossdecken
oder das Dach darüber bis Ende 2011
gedämmt werden müssen. Auch viele
Nachstromspeicherheizungen, die
älter als 30 Jahre sind, müssen bis
2019 unter bestimmen Voraussetzun-
gen ausgetauscht werden.

NZ:Wie kommt der Eigentümer an För-
dermittel?

Brunner: Er kann Förderprogramme
bei der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau (KfW) oder beim Bundesamt für
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle
(BAFA) beantragen. Wer im Vorfeld
der Baumaßnahmen eine Energiebera-
tung beauftragt, wird immer auch auf
die unterschiedlichen Förderpro-
gramme und ihre Voraussetzungen
hingewiesen. Ein Energieberater
sieht, wo bei einemGebäude noch Ein-
sparmöglichkeiten vorhanden sind
und wie sich diese am effektivsten
beheben lassen. Der Staat unterstützt
energetische Sanierungen sehr häufig
und großzügig, übrigens ebenso wie
eine Energieberatung selbst. Für die
Fördermittel gilt bis Ende 2009 noch
eine Übergangsregelung, nach der ein
Haussanierer die Wahlfreiheit hat: Er
kann Förderung beantragen nach der
alten oder der neuen EnEV. Für viele
kann es durchaus vorteilhafter sein,
noch jetzt einen Antrag zu stellen.

NZ: Wieviel kostet die Verschärfung
der EnEV mehr und wann rechnen
sich die Investitionen?

Brunner:Eine pauschale Aussage, wel-
che Mehrkosten Bauherren durch die
EnEV 2009 haben und wann sich die
Investition rechnet, ist schwer. Jedes
Gebäude, ob Neu- oder Altbau hat
eine unterschiedliche Konstruktion
und Flächenverhältnisse; somit erge-
ben sich auch unterschiedliche Kos-
ten und Einspareffekte. Je mehr man
tut, desto mehr spart man ein. Für
Neubauten bedeuten die Anforderun-
gen der EnEV 2009 in der Regel kei-
nen oder nur einen geringen Mehrauf-
wand, da die benötigten Bauteilquali-
täten längst dem Stand der Technik
entsprechen.

NZ: Sieht die Neuregelung eine Nach-
weispflicht vor?

Brunner:Mit der Neuregelung werden
Kontrollmechanismen eingeführt, um
auch wirklich sicherzustellen, dass
die Energieeinsparungen bei Sanie-
rungen eingehalten werden. Die aus-
führenden Unternehmen müssen des-
halb künftig mit einer schriftlichen
Unternehmer-Erklärung konkret
nachweisen, dass sie die Energieein-
sparverordnung eingehalten haben.
Ein Fachbetrieb, der diese Erklärung
überhaupt nicht, falsch oder nur unzu-
reichend abgibt, begeht eine Ord-
nungswidrigkeit und muss daher mit
einer Geldstrafe von bis zu 15000
Euro rechnen.

Fragen: Sharon Chaffin

Der deutsche Polizist Wendelin Roth berät die Polizeiführung in Mitrovica. Hier, vor der Brücke der Stadt, erlebte er bereits brenzlige Situationen. Foto: Kirch

Monika Brunner

Seit 1. Oktober ist die neue Ener-
gieeinsparverordnung, kurz
EnEV, in Kraft. Mit der Neurege-
lung werden erstmals seit Einfüh-
rung der EnEV im Jahr 2002 die
energetischen Anforderungen an
Neubauten und bei Sanierungen
verschärft. Das heißt: Für Neu-
bau und Sanierung gelten jetzt
durchschnittlich 30 Prozent
höhere Anforderungen. Ziel ist
es, die energetische Qualität von
Gebäuden zu verbessern.
Die Verschärfung der Energieein-
sparverordnung wurde bereits
2007 als eine Maßnahme im Inte-
grierten Energie- und Klimapro-
gramm der Bundesregierung fest-
gelegt, um die Klimaschutzziele
zu erreichen. Eine wesentliche
Bedingung für einen wirksamen
Klimaschutz ist daher, dass man
den Energieverbrauch im Gebäu-
debestand reduziert und beim
Neubau den Energieverbrauch
verringert.
Zudem dient die Verordnung
Haussanierern und Bauherren
dazu, mit besserer Dämmung
und einer effizienteren Anlagen-
technik langfristig erheblich Ener-
gie und Kosten zu sparen. Bis
Ende diesen Jahres gilt eine Über-
gangsfrist, ab 1. Januar 2010 ist
die Neuregelung verpflichtend.
Wenn ein Eigentümer die Anforde-
rungen der Energieeinsparverord-
nung nicht einhält, kann er mit
einem Ordnungsgeld von bis zu
50000 Euro belegt werden. Das
ist allerdings nicht neu, sondern
gilt bereits seit 2005.
Für 2012 ist gemäß der Mese-
berger Beschlüsse der Bundesre-
gierung schon die nächste Anpas-
sung der EnEV geplant. sc

Das Kosovo klopft bei der EU an – ist aber innerlich völlig zerrissen

Wo der Hass noch immer in den Herzen wohnt

Energie-Expertin erläutert im NZ-Gespräch die neue Einsparverordnung

Schärfere Regeln für Hausbesitzer und Bauherren Diese Frist
muss man beachten
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